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I. BUNDESGESETZBLATT 

 

BGBl II 327/2024 

Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, mit der die Leit-Ethikkommissi-
ons-Verordnung geändert wird 

 

BGBl II 328/2024 

Verordnung des Bundesministers für Finanzen zur Festlegung der außerbudgetären Einheiten des Bundes gemäß Bundeshaf-
tungsobergrenzengesetz (Bundeshaftungsobergrenzenverordnung 2024) 

 

BGBl II 329/2024 

Verordnung des Bundesministers für Arbeit und Wirtschaft, mit der die Elektrotechnikverordnung 2020 geändert wird 

 

BGBl II 330/2024 (Anhang I/2024; Anhang III/2024; Anhang VI/2024) 

Verordnung des Bundesministers für Arbeit und Wirtschaft, mit der die Grenzwerteverordnung 2021, die Verordnung über die 
Gesundheitsüberwachung am Arbeitsplatz 2020, die Arbeitsmittelverordnung, die Bohrarbeitenverordnung, die Tagbauarbei-
tenverordnung, die Land- und forstwirtschaftliche Gesundheitsüberwachungsverordnung und die Land- und forstwirtschaft-
liche Grenzwerteverordnung 2024 geändert werden 

 

BGBl II 336/2024 

Verordnung der Bundesministerin für Justiz, mit der die Geschäftsordnung für die Gerichte I. und II. Instanz (Geo) geändert wird 
(Geschäftsordnungs-Novelle 2024 – Geo-Nov 2024) 

 

II. AMTSBLATT DER EU 

 

ABI L 2024/2987 v 04.12.2024 

Verordnung (EU) 2024/2987 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. November 2024 zur Änderung der Verord-
nungen (EU) Nr 648/2012, (EU) Nr 575/2013 und (EU) 2017/1131 im Hinblick auf Maßnahmen zur Minderung übermäßiger 

AUSGABE 49 | 06.12.2024 

 

https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2024_II_327/BGBLA_2024_II_327.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2024_II_328/BGBLA_2024_II_328.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2024_II_329/BGBLA_2024_II_329.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2024_II_330/BGBLA_2024_II_330.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2024_II_330/Anlagen_0001_9C16CFCA_11EB_4504_AE58_C390589BBC55.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2024_II_330/Anlagen_0002_3C0FF5F6_583C_48F6_9309_02CD9832D865.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2024_II_330/Anlagen_0003_70A03527_EB41_4342_B203_7E7639DFD78C.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2024_II_336/BGBLA_2024_II_336.pdfsig
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:L_202402987


Risikopositionen gegenüber zentralen Gegenparteien aus Drittstaaten und zur Steigerung der Effizienz der Clearing-

märkte der Union 

 

ABI L 2024/2994 v 04.12.2024 

Richtlinie (EU) 2024/2994 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. November 2024 zur Änderung der Richtlinien 
2009/65/EG, 2013/36/EU und (EU) 2019/2034 hinsichtlich der Behandlung des Konzentrationsrisikos, das aus Risikoposi-
tionen gegenüber zentralen Gegenparteien erwächst, und des Ausfallrisikos bei zentral geclearten Derivategeschäften 

 

III. VFGH, VWGH, VERWALTUNGSGERICHTE 

 

A. VERFASSUNGSGERICHTSHOF 

 

26.11.2024, E 1341/2024 

AsylG; Verletzung im Recht auf Gleichbehandlung von Fremden untereinander betreffend die Abweisung eines Antrags auf 
internationalen Schutz eines afghanischen Staatsbürgers wegen willkürlicher Handhabung des Verfahrensrechts; keine zeit-
nahe schriftliche Ausfertigung der mündlich verkündeten Entscheidung 

 

26.11.2024, E 1934/2024 

AsylG; Verletzung im Recht auf Gleichbehandlung von Fremden untereinander betreffend die Abweisung eines Antrags auf 
internationalen Schutz eines syrischen Staatsbürgers wegen willkürlicher Handhabung des Verfahrensrechts; keine ausrei-
chende Begründung durch fehlende Auseinandersetzung mit dem Vorbringen des Bf  

 

26.11.2024, E 2258/2024 

AsylG; Verletzung im Recht auf Gleichbehandlung von Fremden untereinander betreffend die Abweisung eines Antrags auf 
internationalen Schutz eines syrischen Staatsbürgers wegen willkürlicher Handhabung des Verfahrensrechts; kein Aufklären 

über die Möglichkeit der Beiziehung einer Rechtsvertretung durch das Gericht 

 

26.11.2024, E 2710/2024 

AsylG; Verletzung im Recht auf Gleichbehandlung von Fremden untereinander betreffend die Abweisung eines Antrags auf 
internationalen Schutz eines syrischen Staatsbürgers wegen willkürlicher Handhabung des Verfahrensrechts; keine schlüssige 
Begründung durch fehlende Auseinandersetzung mit der individuellen Situation des minderjährigen Bf 

 

B. VERWALTUNGSGERICHTSHOF 

 

12.11.2024, Ra 2023/07/0174 

AbfallwirtschaftsG; unter den objektiven Abfallbegriff fallen auch nicht trockengelegte Autowracks, weil die Gefahr besteht, 
dass für die Umwelt gefährliche Betriebsmittel austreten könnten; die Qualifikation als Abfall ist ausgeschlossen, wenn die 
Sache in einer bestimmungsgemäßen Verwendung gem § 2 Abs 3 Z 2 AbfallwirtschaftsG steht; dies ist dann zu verneinen, 
wenn der Pkw nicht mehr in wirtschaftlicher Weise für seinen Zweck nutzbar gemacht werden kann; entscheidend ist idS bei 
einem Unfallfahrzeug, ob die Wiederherstellungs- und Reparaturkosten den Zeitwert unverhältnismäßig hoch überschreiten 
(Totalschaden); der maßgebliche Zeitwert ist grds der Wert, den das Fahrzeug vor seiner Beschädigung aufgewiesen hat, und 
nicht der Wert nach dem Unfall 

 

18.11.2024, Ra 2022/02/0016 

TierschutzG; das Kürzen der Tasthaare eines Hunds stellt einen Eingriff gem § 4 Z 8 TierschutzG dar, weil es dabei zu einer 
vorübergehenden Beschädigung dieses empfindlichen Körperteils kommt; Eingriffe sind gem § 7 Abs 1 leg cit grds verboten, 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:L_202402994
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Vfgh/JFT_20241126_24E01341_00/JFT_20241126_24E01341_00.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Vfgh/JFT_20241126_24E01934_00/JFT_20241126_24E01934_00.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Vfgh/JFT_20241126_24E02258_00/JFT_20241126_24E02258_00.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Vfgh/JFT_20241126_24E02710_00/JFT_20241126_24E02710_00.pdf
https://www.vwgh.gv.at/rechtsprechung/aktuelle_entscheidungen/Ra-2023070174.pdf
https://www.vwgh.gv.at/rechtsprechung/aktuelle_entscheidungen/Ro-2022020016.pdf


es sei denn, sie dienen therapeutischen oder diagnostischen Zielen oder der fachgerechten Kennzeichnung von Tieren; beim 
Kürzen kam es auch zu einer Veränderung des phänotypischen Erscheinungsbilds des Hunds; ein Eingriff, der in § 7 Abs 1 leg 
cit ausdrücklich aufgezählt wird; daher liegt ein verbotener Eingriff vor; dem Gesetz lässt sich keine Unterscheidung zwischen 
vorübergehender und dauerhafter Beeinträchtigung entnehmen 

 

C. VERWALTUNGSGERICHTE 

 

BVwG 18.10.2024, W170 2275000-2 

ÄrzteG; Wahlen zur Bundeskurie der angestellten Ärzte ohne die Anwesenheit von mindestens sechs Landeskurien iSd 
§ 126 Abs 1 ÄrzteG; zur Wahl eines Organs eines Selbstverwaltungsträgers bedarf es keines Anwesenheitsquorums, um die 
demokratischen Grundsätze zu wahren, viel mehr reicht es hin, wenn den Mitgliedern des jeweiligen Selbstverwaltungskörpers 
die Teilnahme an der Wahl ermöglicht wird, was vor allem eine rechtzeitige (Ein-)Ladung notwendig macht; eine möglicherweise 
verspätete (Ein-)Ladung wird jedenfalls dann durch das tatsächliche Erscheinen saniert, wenn der zu spät Eingeladene diese 
verspätete Ladung nicht moniert 

 

BVwG 31.10.2024, W258 2253618-1 

Beamten-DienstrechtsG; HeeresdisziplinarG; DatenschutzG; DSGVO; Weitergabe von gesundheitsbezogenen Informatio-
nen im Rahmen eines Disziplinarverfahrens und einer datenschutzrechtlichen Beschwerde; § 280 Abs 1 Beamten-Dienst-
rechtsG ist so zu verstehen, dass er sich nicht auf Datenverarbeitungen bezieht, die zum Zwecke der Führung eines Diszipli-
narverfahrens nach dem HeeresdiziplinarG vorgenommen werden; daraus folgt die alleinige Verantwortlichkeit der mitbeteilig-
ten Partei iSd Art 4 Abs 1 Z 7 DSGVO, der das Handeln ihres Kommandanten zuzurechnen ist 

 

LVwG Oö 23.10.2024, LVwG-552959 

Oö Fischotter-VO; es ist nicht erkennbar, weshalb eine vorschriftsmäßige Anwendung der Oö Fischotter-VO im Einzelfall 
mit höherrangigem Recht unvereinbar (gewesen) sein sollte; der im bekämpften Bescheid vertretenen Ansicht, die in Anspruch 
genommenen Voraussetzungen des § 48 Abs 8 Oö JagdG seien nach wie vor gegeben (gewesen), kann nicht entgegengetreten 
werden; das festgestellte Monitoring gewährleistet insoweit eine ausreichende Überprüfung der geltenden Verordnung anhand 

der Vorgaben des Unionsumweltrechts (FFH-RL) 

 

LVwG Wien 21.10.2024, VGW-242/002/10340/2024/VOR 

Wr MindestsicherungsG; Nichtanrechnung der Familienbeihilfennachzahlung gem § 12a Wr MindestsicherungsG; eine 
Überweisung innerhalb eines Monats ab dem Zufluss der anrechnungsfreien Leistung und der vollständigen Separation des 
Betrags auf ein gesondertes Sparkonto stellt einen ausreichenden zeitlichen Zusammenhang dar; zudem keine Verwendung 
der zugeflossenen Leistung zur Bestreitung von Ausgaben, sodass dieses Vermögen eindeutig abgrenzbar ist 

 

IV. GERICHTSHOF DER EUROPÄISCHEN UNION 

 

A. GERICHTSHOF 

 

05.12.2024, Rs C-389/23, Bulgarfrukt 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Justizielle Zusammenarbeit in Zivilsachen – Europäisches Mahnverfahren – Verordnung 
(EG) Nr 1896/2006 – Für vollstreckbar erklärter Europäischer Zahlungsbefehl – Zustellung gerichtlicher und außergerichtlicher 
Schriftstücke in Zivil- oder Handelssachen – Verordnung (EG) Nr 1393/2007 – Anlässlich der Vollstreckung festgestellte un-
gültige Zustellung – Nationale Regelung, die einen Rechtsbehelf vorsieht, mit dem der Antragsgegner die Aufhebung eines 
Europäischen Zahlungsbefehls beantragen kann – Rechtsfolgen – Verpflichtung des angerufenen Gerichts, den Europäischen 
Zahlungsbefehl für nichtig zu erklären 

 

https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Bvwg/BVWGT_20241018_W170_2275000_2_00/BVWGT_20241018_W170_2275000_2_00.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Bvwg/BVWGT_20241031_W258_2253618_1_00/BVWGT_20241031_W258_2253618_1_00.pdf
https://www.lvwg-ooe.gv.at/Entscheidungen/2024/552959_4.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Lvwg/LVWGT_WI_20241021_VGW_242_002_10340_2024_VOR_00/LVWGT_WI_20241021_VGW_242_002_10340_2024_VOR_00.pdf
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=292976&pageIndex=0&doclang=de&mode=doc&dir=&occ=first&cid=12825672


05.12.2024, Rs C-379/23, Guldbrev 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Verbraucherschutz – Unlautere Geschäftspraktiken – Richtlinie 2005/29/EG – Art 2 
Buchst c, d und i – Art 3 Abs 1 – Anwendungsbereich – Begriff ,Produkt‘ – In der Wertermittlung und dem Ankauf einer Ware 
bestehendes Kopplungsangebot 

 

05.12.2024, Rs C-506/23, Network One Distribution 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Zollunion – Entstehen und Erhebung der Zollschuld – Verordnung (EU) Nr 952/2013 – 
Erhebung von Antidumpingzöllen auf Einfuhren aus China – Erhebung von Verzugszinsen nach der Verordnung Nr 952/2013 

– Nationale Regelung, die die Erhebung eines Säumniszuschlags zusätzlich zu Verzugszinsen vorsieht 

 

05.12.2024, Rs C-606/23, Tallinna Kaubamaja Grupp und KIA Auto 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Wettbewerb – Kartelle – Art 101 Abs 1 AEUV – Vertikale Vereinbarungen – ‚Bewirkte‘ 
Beschränkung – Vereinbarung, die Beschränkungen der Gewährleistung für Kraftfahrzeuge vorsieht – Verpflichtung der Wett-
bewerbsbehörde, die wettbewerbswidrigen Wirkungen nachzuweisen – Tatsächliche und potenzielle Wirkungen 

 

05.12.2024, Rs C-680/23, Modexel 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Gemeinsames Mehrwertsteuersystem – Richtlinie 2006/112/EG – Art 183 Abs 1 – Einzel-
heiten der Ausübung des Rechts auf Vorsteuerabzug – Vortrag des Mehrwertsteuerüberschusses – Begriff ,folgender Zeitraum‘ 
– Erstattung des Mehrwertsteuerüberschusses – Aufgabe der wirtschaftlichen Tätigkeit 

 

05.12.2024, Rs C-3/24, MISTRAL TRANS 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke der Geldwäsche und der 
Terrorismusfinanzierung – Richtlinie (EU) 2015/849 – Anwendungsbereich – Art 2 Abs 1 Nr 3 Buchst a – Verpflichteter – 
Begriff ‚externe Buchprüfer‘ – Buchhaltungsdienstleistungen, die als Nebenleistung für mit dem Dienstleister verbundene Un-
ternehmen erbracht werden 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Gemeinsames Mehrwertsteuersystem – Richtlinie 2006/112/EG – Art 2 Abs 1 Buchst c – 
Anwendungsbereich – Steuerbare Umsätze – Werkvertrag  

 

B. SCHLUSSANTRÄGE 

 

Keine Schlussanträge im Berichtszeitraum. 

 

C. GERICHT 

 

04.12.2024, Rs T-22/24, Jula/ EUIPO - Mula (Mula) 

Unionsmarke – Widerspruchsverfahren – Anmeldung der Unionswortmarke Mula – Ältere Unionswortmarke Jula – Relatives 
Eintragungshindernis – Art 8 Abs 1 Buchst b der Verordnung (EU) 2017/1001 – Maßgebliche Verkehrskreise – Bildliche und 
klangliche Ähnlichkeit 

 

  

https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=292975&pageIndex=0&doclang=de&mode=doc&dir=&occ=first&cid=12875097
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=292977&pageIndex=0&doclang=de&mode=doc&dir=&occ=first&cid=12880091
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=292978&pageIndex=0&doclang=de&mode=doc&dir=&occ=first&cid=12880091
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=292979&pageIndex=0&doclang=de&mode=doc&dir=&occ=first&cid=12880091
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=292980&pageIndex=0&doclang=de&mode=doc&dir=&occ=first&cid=12880091
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=292963&pageIndex=0&doclang=de&mode=doc&dir=&occ=first&cid=12825672


V. EUROPÄISCHER GERICHTSHOF FÜR MENSCHENRECHTE 

 

03.12.2024, Beschwerde Nr 30970/19, Espírito Santo Silva Salgado / Portugal 

Keine Verletzung von Art 6 EMRK (Recht auf ein faires Verfahren); gerichtliche Überprüfung der Entscheidung der Verwal-
tungsbehörde Banco de Portugal (BdP) gegen den Vorstandsvorsitzenden einer Privatbank in ausreichendem Umfang; ver-
schiedene öffentliche Äußerungen des Gouverneurs der BdP vor und nach Einleitung des von der BdP gegen den Bf eingelei-

teten Verwaltungsverfahrens haben die Unschuldsvermutung des Bf nicht beeinträchtigt 

 

03.12.2024, Beschwerde Nr 57507/19, Svrtan / Kroatien 

Verletzung von Art 2 EMRK (Recht auf Leben); Schutzpflichten; Tod des zwölfjährigen Sohns der Bf, der versehentlich von 
einer Person erschossen wurde, die angeblich Alkoholmissbrauch betrieben hatte; das Gericht konnte nicht feststellen, dass 
eine reale und unmittelbare Gefahr für das Leben des Opfers bestand, von der die Behörden wussten oder hätten wissen 
müssen; Versäumnis der Behörden, trotz der schwerwiegenden Anschuldigungen, dass der Täter illegale Waffen besaß, un-
verzüglich zu handeln; Nichteinhaltung der besonderen Sorgfaltspflicht zum Schutz der öffentlichen Sicherheit und letztlich des 
Lebens des Sohns der Bf in Anbetracht des besonders hohen Lebensrisikos, das mit dem Gebrauch von Schusswaffen ver-
bunden ist; keine konsequente Anwendung eines Systems angemessener und wirksamer Sicherheitsvorkehrungen, um jegli-
chem Missbrauch oder gefährlichen Gebrauch von Schusswaffen entgegenzuwirken und ihn zu verhindern 

 

03.12.2024, Beschwerde Nr 28935/21, M.Ș.D. / Rumänien 

Verletzung von Art 8 EMRK (Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens); Schutzpflichten; unzureichender strafrechtli-
cher Rahmen, der der Bf zum maßgeblichen Zeitpunkt keinen Schutz gegen die von ihrem ehemaligen Lebensgefährten be-
gangenen Online-Belästigungen in Form der nicht einvernehmlichen öffentlichen Verbreitung von Intimfotos von ihr bot; Un-
terlassung einer raschen und gründlichen strafrechtlichen Untersuchung 

 

03.12.2024, Beschwerde Nr 33189/21, Çatak u.a. / Türkei 

Verletzung von Art 1 1.ZPEMRK (Schutz des Eigentums); Behörde, die einen Teil des Eigentums der Bf im Rahmen einer 
Notlagenenteignung rechtmäßig in Besitz genommen hatte, hat die Zahlung der gesamten Entschädigung sechs Jahre lang 
verzögert; innerstaatliches Recht, das den Bf keine ausreichenden Garantien gegen willkürliche Eingriffe der öffentlichen Ge-
walt bot; Eigentumsentzug kann nicht als Erfüllung des Legalitätsprinzips angesehen werden 
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DISCLAIMER 
 
Bundesgesetzblatt: BGBl I vollständig; im Übrigen erfolgt eine Auswahl nach den Forschungsschwerpunkten der Institute, 
Aktualität und Relevanz. 
Amtsblatt der EU: Aufgenommen werden sämtliche „Gesetzgebungsakte“; bei den „Rechtsakten ohne Gesetzescharakter“ 
sowie den „Mitteilungen und Bekanntmachungen“ erfolgt eine Auswahl nach den Forschungsschwerpunkten der Institute, Ak-
tualität und Relevanz. 
Verfassungsgerichtshof: Erkenntnisse (mit Ausnahme von „Serien“) vollständig, bei den Beschlüssen erfolgt eine Auswahl 
nach Relevanz.* 
Verwaltungsgerichtshof und Verwaltungsgerichte: Auswahl nach Forschungsschwerpunkten der Institute (insb Baurecht, 
Energierecht, Gewerberecht, Hochschulwesen, Polizeirecht, Raumordnung, Technikrecht, Umweltrecht, Verwaltungsverfahren, 
Verwaltungsstrafrecht, Verwaltungsgerichtsbarkeit, Entscheidungen mit europarechtlicher Relevanz), Aktualität und Relevanz. 
Gerichtshof der EU: Vollständige Auflistung der Urteile und Schlussanträge.* 
Gericht der EU: Aufgenommen werden sämtliche Urteile mit Österreich-Bezug sowie Nichtigkeitsklagen gem Art 263 AEUV.* 

https://hudoc.echr.coe.int/?i=001-238266
https://hudoc.echr.coe.int/?i=001-238267
https://hudoc.echr.coe.int/?i=001-238271
https://hudoc.echr.coe.int/?i=001-238272
http://www.vwrecht.jku.at/institut/newsletter_anmeldung/oeffentliches_recht_und_europarecht_aktuell/
http://www.vwrecht.jku.at/institut/newsletter_anmeldung/oeffentliches_recht_und_europarecht_aktuell/
http://www.vwrecht.jku.at/institut/newsletter_anmeldung/polizeirecht_aktuell/


Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte: Urteile der Großen Kammer vollständig, Urteile und Beschlüsse einer Kam-
mer mit Österreich-Bezug vollständig, sonstige Entscheidungen nach Aktualität und Relevanz. 
 
* Die amtliche Auswertung (Leitsätze) des jeweiligen Gerichts wird wörtlich übernommen. 
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